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Statement des Präsidenten der Volkssolidarität, Prof. Dr. Gunnar Winkler, auf der gemeinsamen Pressekonferenz von Volkssolidarität Bundesverband e. V. und Sozialverband Deutschland(SoVD) in der Bundespressekonferenz am 17.10.2006 in Berlin


Solidarische Gesundheitsreform statt „Zwei-Klassen-Medizin“

Sehr geehrte Damen und Herren,

Volkssolidarität und SoVD unterstützen erstens alle Bemühungen für ein solidarisches Gesundheitssystem, das es allen Bürgern ermöglicht, am medizinischen Fortschritt teilzunehmen und erforderliche hochwertige Leistungen zu erhalten – unabhängig von ihrem sozialen Status, Geschlecht, Alter und aktuellen Gesundheitszustand. 

Dagegen zeichnet sich die jetzt von der Großen Koalition auf den Weg gebrachte Reform durch eine gravierende soziale Schieflage aus. Die Große Koalition belastet einseitig die Versicherten und Patienten der Gesetzlichen Krankenversicherung(GKV). Sie drohen die Verlierer dieser Reform zu werden. Noch höhere Belastungen im Gesundheitsbereich überschreiten für immer mehr Menschen die Grenzen der Zumutbarkeit – ohne Rücksicht auf hohe Massenarbeitslosigkeit, stagnierende Realeinkommen bei Erwerbstätigen und rückläufige Alterseinkünfte bei den Älteren. Krankheitsrisiken werden weiter privatisiert, eine Zwei-Klassen-Medizin wird weiter verfestigt. Dieser Weg muss dringend korrigiert werden. Darin bestärkt uns das heute hier von Herrn Dr. Jacobs vorgelegte Gutachten.

Volkssolidarität und SoVD wenden sich zweitens gegen Entscheidungen der Großen Koalition, die 2007 und danach zu weiteren Beitragserhöhungen in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) führen. Wer den Bundeszuschuss allein 2007 um 2,7 Milliarden Euro kürzt und der GKV durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer 900 Millionen Euro zusätzlich aufbürdet, belastet die Versicherten direkt. Wir befürchten, dass sich dieser Weg fortsetzt, weil eine ausreichende Steuerfinanzierung künftig nicht gesichert ist.

Drittens wenden wir uns gegen die Einführung eines Gesundheitsfonds ab 2009 und die damit verbundene Privatisierung der Krankheitsrisiken. Die mit den Zusatzbeiträgen vorgesehene Einführung einer „kleinen Gesundheitsprämie“  belastet die gesetzlich Versicherten und Patienten zusätzlich zu ihren Beiträgen und privat zu tragenden Aufwendungen (Praxisgebühr, Zuzahlungen, Eigenleistungen für nicht mehr erstattete Kosten). Damit wird dauerhaft eine dritte Belastungskomponente eingeführt, die vor allem Geringverdiener, Rentner, Erwerbslose und Familien/Alleinerziehende mit Kindern zu überfordern droht. 

Anstatt die Finanzierungsgrundlage der GKV solidarisch zu erweitern, bleibt es dabei, dass sich Bezieher hoher Einkommen in der Privaten Krankenversicherung versichern und so dem Solidarsystem entziehen können. Hier muss eine Reform ansetzen.

Viertens berücksichtigt die Große Koalition einerseits nicht die Belastungen der vorangegangenen Gesundheitsreform seit 2004, d. h. die Einführung der Praxisgebühr, die Streichung von Leistungen, die Ausweitung von Zuzahlungen und die 2005 erfolgte Einführung eines Sonderbeitrags von 0,9 Prozent. Andererseits wird die Entwicklung der Realeinkommen negiert, die z. B. durch die Absenkung der realen Alterseinkünfte durch „Renten-Nullrunden“ seit 2003 und die Belastung der Rentnerinnen und Rentner mit dem vollen Beitrag zur Pflegeversicherung seit 2004 erfolgte.

Fünftens nehmen wir mit Besorgnis die weiter zunehmenden Zukunftsverunsicherungen der Menschen bei sinkender Zufriedenheit mit dem Gesundheitswesen zur Kenntnis. Nach einer im Auftrag der Volkssolidarität durchgeführten Untersuchung sind nur noch 25 % der Bürger ab 60. Lebensjahr in den neuen Ländern mit dem Gesundheitswesen zufrieden (gegenüber 65 Prozent Mitte der 90er Jahre). 

Ein Drittel aller älteren Bürger ist gezwungen, Einschränkungen in der medizinischen Grundversorgung hinzunehmen und verzichtet auf kostenpflichtige Vorsorgeuntersuchungen und notwendige Kuren. 47 Prozent der unter 60-Jährigen vermeiden Krankschreibungen. 40 Prozent der älteren Bürger erwarten im Gesundheitswesen weitere Verschlechterungen und nur 3 Prozent Verbesserungen. Ein insgesamt vernichtendes Urteil über die beabsichtigte Politik.

Gemeinsam fordern Volkssolidarität und SoVD die Bundesregierung deshalb auf, auf den Gesundheitsfonds und die Einführung von Zusatzbeiträgen zu verzichten. Wir fordern, den Steuerzuschuss aus dem Bundeshaushalt nicht zu kürzen, stattdessen die Mehrwertsteuer auf Arzneimittel zu halbieren und so den Beitragsanstieg für die Versicherten zu bremsen.

Echte Reformen auf der Ausgabenseite heißen für uns: weniger Bürokratie, weniger Doppelversorgung, bessere Prävention, mehr integrierte Versorgung und eine wirksamere Regulierung des Arzneimittelmarktes.  Dabei müssen Gesundheitsziele im Vordergrund stehen und nicht betriebswirtschaftliche Kriterien. Davon ist die von der Bundesregierung eingeleitete Reform meilenweit entfernt.

Siehe auch www.volkssolidaritaet.de 
